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mittel ohne Prüfzeichen oder entgegen den Bedingun­
gen eines Prüfzeichens verwendet, kann mit einer 
Ordnungsstrafe bis 500 DM bestraft werden.

(2) Zuständig für den Erlaß des Ordnungsstraf­
bescheides ist der Präsident des DAMW.

(3) Für den Erlaß des Ordnungsstrafbescheides und 
die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens gelten 
die Bestimmungen der Verordnung vom 3. Februar 
1955 über die Festsetzung von Ordnungsstrafverfahren 
und die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens 
(GBl. I S. 128).

§ 5
(1) Diese Anordnung tritt mit Ausnahme des § 4 mit 

Ihrer Verkündung in Kraft.

(2) Die Bestimmungen des § 4 treten einen Monat 
nach der Verkündung dieser Anordnung in Kraft.

Berlin, den 19. Juli 1958

Der Vorsitzende 
der Staatlichen Plankommission

L e u s c h n e r  
•Stellvertreter des Vorsitzenden des Ministerrates

Anordnung 
über die Organisation des Unterrichts 

in Zentralberufsschulen.
Vom 30. Juli 1958

Zur Verbesserung der Ausbildung der Lehrlinge in 
Zentralberufsschulen wird folgendes angeordnet:

§ 1
Begriffsbestimmung

(1) Zentralberufsschulen sind Berufsschulen, in denen 
die Lehrlinge, für die in den einzelnen Kreisen und 
Städten infolge der geringen Lehrlingszahlen keine 
nach Fachrichtungen und Lehrjahren gegliederten 
Klassen eingerichtet werden können, ihren fachtheore­
tischen Unterricht in Lehrgängen erhalten. Den Zentral­
berufsschulen sind Internate angeschlossen.

(2) Die Bezeichnung „Zentralberufsschule“ tritt an die 
Stelle der für diese Berufsschulen bisher üblichen Be­
zeichnung „Berufsschule für Splitterberufe“.

§ 2
Arten der Zentralberufsschulen

Die Unterscheidung der Zentralberufsschulen erfolgt 
nach ihren Einzugsbereichen in:

a) Zentralberufsschulen (A),
deren Einzugsbereich das gesamte Gebiet der Deut­
schen Demokratischen Republik umfaßt,

b) Zentralberufsschulen (B),
deren Einzugsbereich das Gebiet mehrerer Bezirke 
umfaßt,

c) Zentralberufsschulen (C),
deren Einzugsbereich das Gebiet eines Bezirkes 
umfaßt.

In solchen Fällen, in denen an Zentralberufsschulen 
die Lehrlinge aus mehreren Lehrberufen unterrichtet 
werden und sich dadurch für die Zentralberufsschule 
verschiedene Einzugsbereiche ergeben, ist in der Be­
zeichnung der Schule der größere Einzugsbereich (A 
oder B) anzugeben.

§ 3
Rechtliche Stellung der Zentralberufsschulen

Die Zentralberufsschulen sind Einrichtungen der ört­
lichen Organe der staatlichen Verwaltung in den Krei­

sen. Sie planen und rechnen ihre Einnahmen und Aus­
gaben brutto im Staatshaushalt ab. Die rechtliche 
Stellung der Zentralberufsschulen entspricht der der 
allgemeinen, gewerblichen, kaufmännischen und land­
wirtschaftlichen Berufsschulen.

§ 4
Errichtung und Auflösung von Zentralberufsschulen

(1) Uber die Errichtung oder Auflösung von Zentral­
berufsschulen (A) und (B) oder die Erweiterung oder 
Einschränkung ihres Einzugsbereiches entscheidet nach 
Abstimmung mit den beteiligten Räten der Bezirke und 
Kreise, Abteilung Volksbildung, das Ministerium für 
Volksbildung.

(2) Über die Errichtung oder Auflösung von Zentral­
berufsschulen (C) entscheidet nach Abstimmung mit 
dem Rat des Kreises, Abteilung Volksbildung, in dem 
sich die Zentralberufsschule befindet, der Rat des Be­
zirkes, Abteilung Volksbildung.

(3) Zentralberufsschulen dürfen nicht für Fachklassen 
solcher Lehrberufe errichtet werden, deren Lehrlinge 
den Fachunterricht in der für den Wohnsitz zuständigen 
Berufsschule oder in benachbarten Berufsschulen er­
halten können.

§ 5
Verzeichnis der Zentralberufsschulen

Die Räte der Bezirke, Abteilung Volksbildung, 
melden alle Neueinrichtungen und Auflösungen von 
Zentralberufsschulen sowie alle Veränderungen im Auf­
gabenbereich der bestehenden Zentralberufsschulen an 
das Ministerium für Volksbildung. Durch das Ministe­
rium für Volksbildung wird ein Verzeichnis sämtlicher 
in der Deutschen Demokratischen Republik bestehen­
den Zentralberufsschulen geführt und jährlich bis zum 
30. Juni veröffentlicht.

§ 6
Schulaufsicht und -leitung

(1) Die Schulaufsicht über die Zentralberufsschulen 
regelt sich nach den für die allgemeinen, gewerblichen, 
kaufmännischen und landwirtschaftlichen Berufsschulen 
geltenden gesetzlichen Bestimmungen.

(2) Dem Direktor obliegt die gesamte Leitung der 
Zentralberufsschule einschließlich des Internats. Ist für 
das Internat der Zentralberufsschule ein Internatsleiter 
eingesetzt, untersteht er dem Direktor. Die disziplina­
rische Unterstellung wird dadurch nicht berührt. Ist 
die Zentralberufsschule einer anderen Berufsschule 
angeschlossen, so wird die Leitung beider Schulabtei­
lungen nur durch einen Direktor ausgeübt.

§ 7
Räte für Unterricht und Erziehung

(1) An den Zentralberufsschulen sind Räte für Unter­
richt und Erziehung zu bilden, die wie folgt zusammen­
zusetzen sind:

a) der Direktor der Zentralberufsschule als Vor­
sitzender des Rates für Unterricht und Erziehung,

b) die Fachlehrer der Zentralberufsschule, davon ein 
Fachlehrer als Stellvertreter des Vorsitzenden im 
Rat f>". Unterricht und Erziehung,

c) der leitende Erzieher des Internats der Zentral­
berufsschule,

d) Vertreter der praktischen Berufsausbildung, wie 
Ausbildungsleiter, Lehrmeister, Lehrausbilder, 
Handwerksmeister und Meisterbauern.


